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Business Schools und Führungskräftemüssen Orientierung bieten
Wirtschaftshochschulen haben laut IMD-Präsident David Bach die
Aufgabe, Führungskräfte mit einem Wertkompass auszustatten. Es sei
Standhaftigkeit gefragt in diesen Zeiten, in denen sich Unternehmen unter
politischem Druck etwa von Diversitätszielen verabschieden.

Von David Bach

InMomenten des Umbruchs suchenMenschen bei den
Institutionen nicht nur Bestätigung, sondern auch eine
Orientierung. Sie wollen wissen, wofür ihre Schulen, Ar-
beitgebenden und Führungskräfte stehen. Den Wirt-
schaftshochschulen kommt in dieser Hinsicht besonde-
re Verantwortung zu. Wir sind keine neutralen
Beobachter – wir prägen aktiv die Denkweise und den
moralischen Kompass der Entscheidungsträger von
morgen. Und in der heutigen zerklüftetenWelt bedeutet
das, dasswir künftigeFührungskräftedarauf vorbereiten
müssen, sich in der Komplexität zurechtzufinden, ohne
grundlegendeWerte aus den Augen zu verlieren.

Unternehmenwenden sich vonDEI ab.
ImMoment scheint die Unternehmenswelt in den USA
sich Diversität, Gleichberechtigung und Inklusion (DIE)
zu entfernen: Google hat die Zielvorgaben für die Ein-
stellung von Mitarbeitenden in Sachen Vielfalt aufgege-
ben. WPP – eine der einflussreichsten Stimmen in der
globalen Werbebranche – hat nach politischem Druck
die Formulierung «Vielfalt, Gleichberechtigung und
Gleichberechtigung» aus seinem Jahresbericht entfernt.

Europäische Unternehmen, die in den USA tätig sind,
blieben von diesem Druck nicht verschont. So haben
beispielsweise die führenden Schweizer Pharmakonzer-
ne Roche und Novartis ihre Initiativen zur Förderung
der Vielfalt bei der Einstellung von Mitarbeitenden zu-
rückgeschraubt. Was vor einigen Jahren noch als strate-
gische Führungsrolle angepriesen wurde, wird nun in

einigen Unternehmen als Reputationsrisiko umgedeu-
tet. Einiges davon ist defensiv, angetrieben durch
Rechtsunsicherheiten unddrohendenMarktausschluss.
Einiges davon ist reaktiv, angeheizt durch kulturelle Ge-
genreaktionen.Aber es ist ein stetigerRückzugvondem,
was viele gerade erst ernst genommen hatten.

DieserRückzugistnichtnurkurzsichtig.Er istgefährlich.
Er untergräbt die erzielten Fortschritte und vermittelt
die Botschaft, dass Inklusion entbehrlich ist, wenn sich
das politische Klima ändert.

Viele Unternehmen zeigen: Standhaftigkeit ist
möglich.
Entscheidend ist, dass viele Unternehmen aber
standhaft bleiben. In den USA gehören Apple, Costco,
Uber, Microsoft und JPMorgan Chase zu denen, die ihr
Engagement bekräftigt haben. Auch führende
europäischeUnternehmenwidersetzen sichdemDruck
desWeissen Hauses, oft trotz einer starken US-Präsenz.
«Nichts hat sich geändert», sagte UBS-CEO Sergio
Ermotti im Februar und betonte, dass der Ansatz des
Unternehmens in Bezug auf DEI «nicht von neuen
politischen Veränderungen in irgendeinem Land
diktiert wird.»

Business Schools haben eineVerantwortung.
An diesem Wendepunkt können es sich die Business
Schools nicht leisten, ihr Engagement für Vielfalt und
Integration aufzugeben. Stattdessenmüssenwir uns auf

die Seite derjenigen stellen, die integrative Führung als
moralisches Gebot undwirtschaftlich sinnvoll betrach-
ten. Wenn es unsere Aufgabe ist, Führungskräfte auf
Komplexität,Widrigkeiten und denUmgangmit einem
schwierigen politischenUmfeld vorzubereiten, dann ist
es jetzt der Moment, dies zu beweisen. Aus diesem
Grund bedaure ich die Entscheidung der weltweit füh-
renden Akkreditierungsstelle fürWirtschaftshochschu-
len, «Vielfalt und Inklusion» aus ihren zehn Leitprinzi-
pien und Erwartungen für akkreditierte Schulen zu
streichen und stattdessen aufzufordern, sich auf die
vage Idee von «Gemeinschaft und Verbundenheit» zu
konzentrieren.

David Bach ist Präsident des IMD, Nestlé-Professor
für Strategie und politische Ökonomie sowie als
Experte für die Managementausbildung bekannt.
Er übernahm die Präsidentschaft des IMD am
1. September 2024 und war zuvor IMD-Dekan für
Innovation und Programme.

Eingliederung ist keine Frage der USA. Es ist ein
Gebot der Führung.
Ich habe gelernt, dass es bei der Führung nicht nur dar-
umgeht, Turbulenzen zu überstehen. Es geht darum, zu
signalisieren,waswichtig ist.Wennwir unserenAuftrag,
globale Führungskräfte auszubilden, ernst nehmen
wollten, mussten wir auch ihre Realitäten ernst neh-
men. Also begannen wir, in der gesamten Institution
IMD eine integrative Führung zu verankern. Mein Vor-
gänger hat den ersten Chief Equity, Inclusion andDiver-
sity Officer des IMD eingestellt. Diese wurde von einem
DEI-Rat unterstützt, der sich aus Fakultätsmitgliedern,
Studierenden und Mitarbeitenden zusammensetzte
und dem ich als Gründungsmitgliedmit Stolz beitrat.

Es hat vier oder fünf Jahre gedauert, bis wir das IMD so
weit hatten, dass DEI in viele unserer Aktivitäten einge-
bettet wurde. Wir haben zahlreiche Artikel und White-
papers veröffentlicht: über die Messung von Inklusion,
integrative Sprache und Bilder und jüngst auch über
Voreingenommenheit in der KI.Wir haben DEI in unse-
re MBA-, EMBA- und Executive-Programme nicht als
Nebenthema, sondern als Führungskompetenz inte-
griert.
Dauerhafte Führung ist nicht nur Selbstdarstel-
lung.
DiemomentaneGegenreaktion auf DEI wurde zumTeil
dadurch angeheizt, wie schnell die Sprache der Integra-
tion allgegenwärtig wurde. Wenn etwas zu einem Fir-
menslogan wird, besteht die Gefahr, dass es als Selbst-
darstellungwahrgenommenund damit verworfenwird.

Deshalb müssen Business Schools weitergehen. Dass
bedeutet, dass wir zukünftigen CEOs vermitteln müs-
sen, dassDEIkeinNullsummenspiel ist.DEI istnichtdas
Gegenteil von Meritokratie – im Gegenteil, es geht dar-
um, leistungsorientierte Organisationen für alle, wirk-

lich alle, zu schaffen.Chancen-Erweiterung solltennicht
als Bedrohung für diejenigen gesehenwerden, die in der
Vergangenheit die Macht innehatten. Integrative Füh-
rungskräfte setzen sich nicht nur für unterrepräsentier-
te Stimmen ein – sie beziehen auch diejenigen ein, die
sich durch denWandel verunsichert fühlen.

Wenn ich von MBA-Studierenden oder Teilnehmenden
von Weiterbildungsmassnahmen gefragt werde, wie sie
in diesem Umfeld über DEI nachdenken sollen, rate ich
ihnen, sich mehr auf ihreWerte und weniger auf Politik
zu konzentrieren. Stellen Sie Teams zusammen, die die
Welt widerspiegeln, der Sie dienen. Schaffen Sie Kultu-
ren, in denen sich dieMenschen zugehörig fühlen.

DieRollederBusinessSchools:denKursbeibehal-
ten
Die Welt braucht keine Führungskräfte, die auf einen
Konsens warten. Sie braucht Führungskräfte, die sie ge-
stalten. Wir sind nicht hier, um zu lehren, was in Mode
ist –wir sindhier, umFührungskräfte darauf vorzuberei-
ten, bessere Organisationen und damit auch eine besse-
reWelt aufzubauen. Wirtschaftshochschulen haben die
Aufgabe, prinzipientreue, zukunftsfähige Führungskräf-
te auszubilden. Diese Aufgabe ist unvereinbar mit der
Abkehr von einem Engagement für Vielfalt und Integra-
tion, wenn es politisch unbequem zuwerden scheint.

Aus diesemGrund werden wir bei IMD keine Abstriche
machen. Denn Inklusion ist kein Schlagwort. Es ist eine
langfristige Investition in Vertrauen, Leistung und
menschliches Potenzial. Und weil integrative Führung
kein Nice-to-have ist. Es ist der Unterschied zwischen
der Führung eines Teams und der Inspiration eines
Teams.

Morgen am Kiosk:

«Auch Frauen müssen kämpfen»
Wie sich der Westen auf mögliche Kriege vorbereiten sollte.
Ein Sicherheitsexperte erklärt.

Zu Tisch mit Annemarie Wildeisen
Wie die Schweizer Koch-Legende unseren Geschmack prägte.
Das grosse Interview.

Taxifahrt ins Unglück
Warum zwei Taxi-Kundinnen von der Polizei kontrolliert,
blossgestellt und gebüsst worden sind.

Des Schweizers
liebster SUV

Warum dieses Auto zu unserem Land passt.
Eine Typenprüfung.
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Köpfe von Economiesuisse: Präsident Christoph Mäder und Geschäftsleiterin Monika Rühl. Collage: Michael Treuthardt; Fotos: Sabina Bobst / Keystone / Getty Images

Thomas Knellwolf

Die Niederlage schmerzte. Mit
fast 60 Prozent Ja gönnte sich
das Volk vergangenes Jahr eine
13. AHV-Rente. Zu den promi-
nentestenVerlierern gehörte Eco-
nomiesuisse. Der Dachverband
der Wirtschaft, der beinahe drei
Millionen Franken in die Nein-
Kampagne gesteckt hatte, kas-
sierte sogar Kritik aus dem ei-
genen Nein-Lager: «Grauenhaft
verschlafen» nannte beispiels-
weise ÖkonomieprofessorReiner
Eichenberger die Kampagne zur
Abstimmung.Die Schlappe passte
zu weiteren Niederlagen des im-
mer noch reichen und lange sehr
mächtigenVerbands an derUrne.

Grauenhaft verschlafen ha-
ben die Wirtschaftskreise auch
die Digitalisierung bei denVolks-
rechten.Dies räumt Economiesu-
isse in einer aktuellen internen
Präsentation ein, die dieser Re-
daktion vorliegt. «Rückstand li-
beralerKräfte: Die digitale Demo-
kratie wird vor allem links stark
genutzt», heisst es darin. Und:
«Ein Vakuum: Es gibt noch kei-
ne Plattform fürAnliegen, die das
Erfolgsmodell Schweiz stärken.»

Dagegen will Economiesuis-
se nun etwas tun. «Civic» soll
das Onlineangebot heissen, das
derVerbandmomentan aufbaut.
Über diese Plattform wollen die
Wirtschaftsverbände Initiativen,
Referenden und Petitionen un-
terstützen – kommunal, kanto-
nal, national. Die «moderne aus-
gefeilte Plattform» soll gemäss

der achtseitigen Präsentation für
das SammelnvonUnterschriften
und Spenden und für Auswer-
tungen dienen.

Doch damit nicht genug: Zu-
sätzlich will Economiesuisse
«besonders unterstützenswer-
te» (wirtschafts)liberale Volks-
begehren finanziell und opera-
tiv fördern. Als Beispiel wird in
der Präsentation eine kantonale
Petition «zur Stärkung der Bil-
dung» genannt.

Somit kopieren und konkur-
renzieren die Wirtschaftskreise
die unabhängige, aber eher lin-
ke Plattform «Wecollect» sowie
das rechte «Team Freiheit», das
vor allem von jungen SVP- und
FDP-Mitgliedern getragen wird.

Aber Economiesuisse geht
weiter, indem es möglichst vie-
len Anliegen auch mit Budget
helfen will. «Der Unterschied
ist, dass hier Geld vorhanden
ist, um wirtschaftsliberale An-
liegen zu unterstützen», sagt Po-
litwissenschafterin Flavia Caro-
ni von derUniversität Zürich.Die
Kassen derWirtschaftsverbände
sind voll, während «Wecollect»
kürzlich notfallmässig zu Spen-
den aufrufen musste.

Neues Terrain
für den Dachverband
Zur Ausgestaltung ihres Vorha-
bens –Trägerschaft, Budget, Da-
tenschutz etc. – halten sich die
«Civic»-Initianten bedeckt. Mo-
nika Rühl, Vorsitzende der Ge-
schäftsleitung von Economiesu-
isse, bestätigt aufAnfrage dieser

Redaktion aber das «Pilotpro-
jekt». Ziel sei es, eine «Dienst-
leistungsplattform» zu schaffen,
über die Parteien und Organisa-
tionen Unterschriften sammeln
könnten.

Mit demVorhaben begibt sich
Economiesuisse auf neues Ter-
rain. Politologin Caroni hat eine
Dissertation zumUnterschriften-
sammeln verfasst. Sie sagt: «Eco-
nomiesuisse ist bislang nicht
durch Initiativen aufgefallen.»
Die Wirtschaft sei zwar gut ver-
treten in Parlamenten und habe
«eine grosse Lobbymacht, aber
sie verfügt nicht über das Fuss-
volk, das gerne sammelt». Dies
hängt gemäss Caroni auch da-
mit zusammen, dass wirtschaft-
liche Anliegen «weniger mobili-
sieren,weniger als beispielsweise
Umwelt- oderMigrationsfragen».

Vorwurf des
«Etikettenschwindels»
Zahlreiche Projekte haben schon
versucht, dasmittlerweile zehn-
jährige «Wecollect» zu kopieren.
«Alle sind gescheitert», sagt des-
sen GründerDaniel Graf. Econo-
miesuisse traut Grafmehr zu, da
der Verband über eine strategi-
sche Kampfkasse für ein lang-
fristiges Projekt verfüge: «Es
geht um ‹Investment in die Kam-
pagnenfähigkeit› derWirtschaft,
eben auch um Abstimmungen.
Je mehr Unterschriften, desto
schlagkräftiger die Plattform.»

Für Daniel Graf ist «Civic»
«Etikettenschwindel»: «Aussen
steht ‹Zivilgesellschaft› drauf,

innen steckt knallharte Wirt-
schaftslobby.» Es gehe Econo-
miesuisse darum, «die eigene
Macht zu sichern und noch aus-
zubauen».

Economiesuisse strebt – auch
dies geht aus der Präsentati-
on hervor – mit «Civic» «Reich-
weite» an, konkret: möglichst
viele Daten von Personen, die
man immer wieder anschrei-
ben kann. Dabei hat man auch
das elektronische Sammeln von
Unterschriften für Volksabstim-
mungen imBlick. «Digitales Un-
terschriftensammeln kommt»,
heisst es in der Präsentation.

Bis vor wenigen Jahren hat
Economiesuisse bei E-Collecting
Skepsis gezeigt. Nun gibt sich
der Verband pragmatisch: «Wer
nicht online ist, wird verlieren.»

Vorstösse für eine baldige Ein-
führung von E-Collecting kom-
men amMontag in denNational-
rat. Der Ständerat hat den meis-
ten bereits zugestimmt. Damit
könnte es vergleichsweise schnell
gehen, denn der von dieser Re-
daktion aufgedeckte Skandal um
den «Unterschriften-Bschiss» bei
Volksbegehren brachte auchviele
Parlamentsmitglieder in diesem
Bereich zum Umdenken.

Für Politologin Caroni bleibt
«die grosse Frage»: «Gibt es ge-
nügend Expertise, um Komitees
zu beraten? Oft scheitern Initia-
tiven,weil das Know-how fehlt.»

Oder anders gefragt: Kann
Economiesuisse andere stärken,
obwohl es selbst zuletzt bei Ab-
stimmungen geschwächelt hat?

Economiesuisse baut eine
Kampagnen-Maschine gegen die Linke
Neues Onlineportal «Civic» DerWirtschaftsverband kreiert im Stillen eine Plattform, um digital Volksbegehren
zu fördern. So will er den Rückstand auf Links-Grün aufholen – und «das Erfolgsmodell Schweiz stärken».

«Es geht
Economiesuisse
darum, die eigene
Macht zu sichern
und noch
auszubauen.»

Daniel Graf
Gründer von «Wecollect»

Bundesgerichtsentscheid Die vom
Bundesrat 2022 und 2023 ver-
fügte Sperrung von Bankkon-
ten bei Personen aus dem poli-
tischen Umfeld des früheren uk-
rainischen Präsidenten Wiktor
Janukowytsch bleibt bestehen.
Das Bundesgericht hat drei Be-
schwerden abgewiesen.

Der Bundesrat ordnete die
Massnahme gestützt auf das
Bundesgesetz über die Sperrung
und die Rückerstattung unrecht-
mässig erworbenerVermögens-
werte ausländischer politisch ex-
ponierter Personen (SRVG) an.
Die Vermögenswerte können so
nicht abgezogen werden, bevor
über ihre Einziehung entschie-
den wird. Dies hält das Bundes-
gericht in den gestern publizier-
ten Urteilen fest.

Das Bundesverwaltungs
gericht wies 2024 Beschwer-
den gegen die Kontensperren
ab. Auch vor Bundesgericht hat-
ten die Beschwerdeführer keinen
Erfolg. Die Voraussetzungen für
die Sperrung seien erfüllt,wie es
weiter heisst. (SDA)

Kontensperren
zur Ukraine
bleiben bestehen

Brief an den Bundesrat Lernende
haben mit einem offenen Brief
an den Bundesrat gestern eine
nationale Kampagne zur Stär-
kung der Berufsbildung lanciert.
Mit derAllianz «8Wochen Ferien
in der Lehre» fordern Lernende
ausmehr als 15 BerufenmehrEr-
holung undmehrAnerkennung,
wie es in einerMedienmitteilung
heisst. Unterstützt wird der Ap-
pell von Jugendorganisationen,
Lehrpersonen und Bildungsex-
pertinnen.

Besonders vor den Sommer-
ferien zeige sich die Ungleich-
behandlung deutlich, heisst es:
«Während Jugendliche an Gym-
nasien und Fachmittelschulen
jährlich 13Wochen Ferien haben,
müssen Lernendemit nur 5Wo-
chen auskommen.»

Das sei zu wenig. Es führe
dazu, dass sich immer weniger
Jugendliche für eine Berufsleh-
re entscheiden.

Jeder vierte Lehrvertrag
wird vorzeitig aufgelöst
Das duale Bildungssystem gelte
als Erfolgsmodell der Schweiz
und werde oft gelobt. Doch
gleichzeitig würden die Betrie-
be von ihren Lernenden auch
finanziell profitieren – mit ei-
nem Nettonutzen von durch-
schnittlich rund 3000 Franken
pro Lehrjahr und Lehrverhältnis,
wie es weiter heisst. Viele Bran-
chen und Betriebe seien auf Ler-
nende und dieAusbildung künf-
tiger Fachkräfte angewiesen.

Doch die aktuelle Lernen-
denbefragung derGewerkschaft
Uniawürde zeigen, dassmehr als
die Hälfte der Lernenden unter
Stress leide. Jeder vierte Lehr-
vertrag werde zudem vorzeitig
aufgelöst.

Die Schweiz sei auf gut ausge-
bildete Fachkräfte angewiesen,
und seit Jahren werde von der
nötigen Aufwertung der Berufs-
bildung gesprochen. «Konkrete,
spürbare Schritte» würden aber
nicht gemacht. Die geforderten
zusätzlichen Ferienwochen sei-
en organisatorisch problemlos
machbar, heisst es weiter.

Olivier Leu

Lernende fordern
mehr Ferien
und Anerkennung


